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I m N a m e n d e s V o l k e s

“ U r t e i l

“u in dem Rechtsstreit
Zugestellt am
4°Okt° 1967

Reg0bersekretär Kläger und Revisionskläger9
als Urkunds—

.. .beamter der Prozeßberellmacht1gter„
o o o o_o ° „ „ ° „ ° ° —‚

Geschäftsstelle

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte‚

“PIOZGBbGVOIlHIäCh‘Üith:
o o o o o o o o o o o o o _o

Der 6a Senat des BundeSSOzialgerichts hat am 210 September

1967 ohne mündliche Verhandlung

durch
VV ‚}

Senatsiaräsident pro L a n g k e i t
V . „ .. ‘

—Vorsitzender—‚
;

Bundesrichter - S p i e l m e y e r und

Bundesrichter ' Schroeder—Printzen„ “

Bundessozialrichter Dro D e g e n h a r d und

Bundessozialrichter Dr° D e p p e '

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Schles—

wig—Holsteinischen Landessozialgerichts vom 290 April 1966

aufgehoben° ’

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgericht zurückverwiesen°
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Der Kläger ist als Kassenarzt in Barmstedt zugelassen°

Er wendet sich gegen eine Honorarbegrenzung, die die be—

klagte Kassenärztliche Vereinigung (KÄV) an seiner Hono—

rarforderung für das 10 Vierteljahr 1964 vorgenommen hat()

Der Kläger hatte in diesem Vierteljahr 10430 RVG—Patienten

behandelt° Er liquidierte uoao für Grundleistungen

20°506,95 Duo Diese wurden im Wege der Verteilungskürzung

auf 150072‚20 DM begrenzt (Bescheid vom 170 Juli 1964)°

Diesen Honorarabstrich hat der Kläger mit der Klage ange—

fochten° Er hat geltend gemacht, der ihm erteilte Bescheid

sei schon deshalb rechtswidrig, weil die Abrecinungsstelle

und nicht der für Honorarkürzungen allein zuständige Prü—
fungsausschuß entschieden habe° Überdies sei @ 8 des Hono—

rarverteilungsmaßstabes (HVM) nicht durch @ 368 f Abs° 1

der Reichsversicherungsordnung (RVG) gedeckt und daher

nichtigw " - ' ' ' '

Der Kläger hat beantragt,

den Bescheid der beklagten KÄV vom 170 Juli;-;
1964 aufzuheben°

Die beklagte KÄV hat beantragt, die Klage abzuweisen„

Sie hat an0 vorgetragen, die Begrenzung des Honorars
auf 10,54 DM je Behandlungsfall stelle eine Verteilungs—

kürzung und nicht etwa eine Honorarkürzung wegen Unwirt—

scheftlichkeit nach 5 368 n Abso 4 EVO dar° Die Prüfungs—

organe hätten lediglich die Wirtschaftlichkeit der kassen—

—3_.‘‚—
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ärztlichen Versorgung zu überwachen° Die Durchführung der

Verteilungskürzung sei nicht ihre Aufgabeo

Das Sozialgericht (SG) hat den angefochtenen Abrechnungsbc—

scheid der beklagten KÄV aufgehoben; die Berufung wurde zuge—
lassen (Urteil vom 19° Mai 1965)o Nach iuffassung des SG hätte

der angefochtene Bescheid mit der in ihm enthaltenen Verteilung„—

kürzung nicht —wie tatsächlich geschehcn— von der Abrechnunge—

stelle der beklagten KÄV9 sonder„ von ihrem Prüfungsausschuß

erlassen werden müsseno

Gegen dieses Urteil hat die beklagte KÄV Berufung eingelegt°

Sie hat ausgeführt, dem SG könne darin nicht beigepflichtet

werden9 daß die Honorarbegrenzung im Wege der Verteilungskürzung

einen Bescheid der Prüfungsinstanzen voraussetzeo Seit dem

1° Januar 1963 sei streng zwischen der Honorarverteilung und der

Honorarprüfung zu unterscheideno Nur mit dieser hätten die Prüfungs—

instanzen sich zu befassen° Jeder Fall durc laufe den Kreisprüfungs—

ausschuß° Erst dann komme es zur Begrenzung der vom Prüfungsaus—

schuß beanstandeten oder nicht beanstandeten Honorarforderungen°

Eine Verlautbarung des Prüfungsausschusses ergehe nur dann‚ wenn

er Prüfabstriche wegen Unwirtschaftlichkeit vornehmeo

Die beklagte KÄV hat beantragt,

das Urteil des SG Schleswig vom 190 Mai 1965

zu ändern und die Klage abzuweisen°

Der Kläger hat beantragt9

die Berufung zurückzuweiser;°

Er hat vorgetragen9 zu Recht habe das SG angenommen‚ die Honorar—

begrenzung sei so sehr mit der Wirtschaftlichkeitsprüfung ver—

quickt, daß die Prüfungsinstanzen auch in das Honorarbegrenzungs—

verfahren einbezogen werden müßteno Darauf; daß die Honorarbe—
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grenzung früher in den Prüfungsvorschriiten‚ ab Januar

1963 jedoch im HVM geregelt werden sei? könne es nicht

ankommeno

Das Landessozialgerieht (LSG) hat das Urteil des SG aufge—
hoben und die Klage abgewiesen; die Revision wurde zuge—

lassen (Urteil vom 290 April 1966)0 Das LSG ist davon aus—

gegangen‚ daß der angefochtene Honorarabreehnungsbescheid

zu Recht von der Abrechnungsstelle der beklagten KÄV er—

lassen worden sei; Der Bescheid enthalte keine individu—

ellen Prüfabstriche auf Grund einer überprüfung der Wirt—
schaftlichkeit der Behandlungsweise des Klägers0 Vielmehr

sei in ihm nur eine Verteilungskürzung auf Grund des seit

dem 1° Januar 1963 gültigen HVM der beklagten KÄV durchgeé

führt werden° Das sei aber eine rein rechnerische ■aßnahmejk

die keine wertende Beurteilung erfordereg insbesondere

nicht durch die Ärzte, die in den zur Prüfung der Wirtschaft-

lichkeit berufenen Gremien tätig seien° In der Sache selbst

hat es die beim Kläger durchgeführte Verteilungskürzung

für rechtmäßig erachtet°

Gegen dieses Urteil hat der Kläger Revision mit dem ßntrag

eingelegt‚

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Berufung der beklagten KÄV gegen das Urteil
des SG vom 19° Mai 1965 zurückzuweisen‚

hilfsweise:
., .

den Rechtsstreit zu neuer Verhandlung und

Entscheidung an das LSG zurückzuverweireno

Zur Begründung hat er uoao geltend gemacht: pie Verteilung

der Gesamtvergütung durch die KÄV sei eine Angelegenheit

der Krankenversicherung ioS° des 5 80 Nr„ 1 des Sozialge-
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richtsgesetzes (SGG)° Demgemäß hätte ein Vorverfahren durchge—

führt werden müsseno — Die Entscheid ng über die Verteilungs—

kürzung hätte vom Prüfungsausschuß —gegebenenfalls auf den ider—

spruch hin vom Beschwerdeausschuß— getroffen werden müsseno Die

Prüfung wegen Unwirtschaftlichkeit der Behandlungsweise und die

Verteilungskürzung stünden in innerem Zusammenhang, so daß nur

eine Stelle9 nämlich die in der EVO vorgesehenen Prüfungsinstanzen9

entscheiden könnten°

Die beklagte KÄV hat beantragt,

die Revision zurückzuweisen9

hilfsweise:
. _

den Rechtsstreit an das LSG zurückzuverweisen°

Sie hält die Auffassung des LSG für zutreffc;.d7 daß im vorliegen—

den Fall kein Vorverfahren durchzuführen sei° Nur bei der Wirt-

schaftliehkeitsprüfung sei ein solches in Gestalt des Verfahrens

vor dem Beschwerdeausschuß vorgesehen0 Die Prüfung der Wirtschaft-

lichkeit der ärztlichen Behandlungswcise (@ 7 HVM) sei auch bei

der beklagten KÄV nach wie vor den in 5 368 n Abso 4 RVO vorge—
sehenen.lrüfungsinstanzen vorbehalteno.lm vorliegenden Falle sei

aber nur eine Verteilungskürzung nach 5 8 HVM durchgeführt werden9

und zwar auf der Grundlage eines HVM9 der zur Durchführung des ge—
setzlichen Auftrags in 5 368 f Abs„ 1 EVO beschlossen worden sei(]

II

Die Revision des Klägers ist begründet; Zu Unrecht hat das LSG

in der Sache entschieden? anstatt den Beteiligten Gelegenheit zu

geben, das Vorverfahren durchzuführeno_

Dem LSG ist allerdings darin beizupflichten9 daß die Honorarfcst—
setzung einschließlich der ihr zugrunde liegenden Verteilungs—

kürzung nicht zu dem Tätigkeitsberebh gehört? der den in 5 568 n
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Abs° 4 EVO vorgesehenen Prüfungsinstanzen —Drüfungsaus—

schuß und Besehwerdeaussehuß— vorbehalten isto Diese Prü—

fungsorgane sind für die Überwachung der 7irtschaftlichkeit

der ärztlichen Behandlungsweise —gegebenenfalls auch der

ärztlichen Verordnungsweise- bestimmt (vglo BSG SözR Nr° 7

zu 5 368 f EVO)° Demnach hat die beklagte KÄV zu Recht

den angefochtenen HonorarabrechnungsbesCheid mit der darin

enthaltenen Verteilungskürzung nicht durch den Prüfungs—
„_ aussehuß9 sondern durch ihre Abrechnungsstelle erlassen°

Zutreffend hat das LSG hieraus gefolgert9 daß der in 56368

n Abs° 4 Satz 3 BVD für den betroffenen Arzt vorgesehene
Rechtsbehelf der Anrufung des Beschwerdeausschusses im vor—

liegenden Fall nicht gegeben ist° Indessen bedeutet das

noch nicht, daß überhaupt kein Vorverfahren durchgeführt

werden mußo Wie der Senat in seiner Entscheidung vom
200 Juli 1966 (BSG 259 120) näher dargelegt hat, sind in
Angelegenheiten des Kassenarztrcchts jedenfalls seit In—

krafttreten des Gesetzes über Kassenarztrecht Verwaltungs—

akte in einem Vorverfahren nachzuprüfen9 soweit das Gesetz

nichts Abweichendes vorschröibto Angelegenheiten des
Kassenarztreehts gehören zu den in

5380
Nro 1 SGG genannten

Angelegenheiten der Krenkenversicherung° Da das Gesetz für

die infeehtung von Honoraräbreehnungsbescheiden keine Aur;

nahme vom Vorverfahrenszwang —wie in 55 81 Nr„ 2 SGG‚ 568€

i Abs° 5 RVO—vorsieht$ ist daher auch im vorliegenden

Fall die Durchführung eines Vorverfahrens vor der von der

Vertreterversammlung bestimmten Stelle (vgl.o @ 85 Abs° 2

Nr° 2 SGG)? die auch der Vorstand der KÄV sein könnte (vgl°

BSG 8,256‚258)‚ unerläßlichs Die Revision ist somit be—

1
.

. '
gründet°

Da es im vorliegenden Falle ernstlich zweifelhaft war, ob

vor Erhebung der Klage ein Vorverfahren durchzuführen ist;

_'7
_

‘5‚-
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“#7“

ist in der Klage hilfswoise die .rhebung des Widerspruchs

enthalten (BSG 259 669 68; BSG 209 199; Urteile des 'enats

vom 160 März 19679 6 RKa 22 und 26/66)° Demnach ist —wie auch

in den in BSG 259 66 und 120 behandelten Fällen uniin den ge—

nannten Urteilen vom 160 März 1967 gesehehen— der Rechtsstreit

an das LSG zurückzuverweiseny damit dieses den Beteiligten Ge—

legenheit geben kann9 das Vorverfahren zu Ende zu führen°

‘Die Entscheidung über die Kosten des Revisionsverfahrens bleibt

dem LSG vorbehalten°
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